
Anlage 1 – Regelungen im § 150 SGB XI zur Finanzierung von Mindererlösen und
Mehraufwendungen

· § 150 SGB XI – Sicherstellung der pflegerischen Versorgung, Kostenerstattung für
Pflegeeinrichtungen und Pflegebedürftige

Absatz 1 beschreibt die Notwendigkeit der Information und Zusammenarbeit mit den Pfle-
gekassen

Ø Kommt es durch das Coronavirus zu einer wesentlichen Beeinträchtigung der Leistungser-

bringung (z.B. Personalausfälle, höherer Pflegeaufwand, aber auch Mindereinnahmen er-

höhte Anforderungen durch Isolation), ist dies den Pflegekassen unmittelbar mitzuteilen. Es

reicht eine Anzeige bei der federführenden Pflegekasse (analog Pflegesatzverfahren). Ziel

ist, dass diese überprüfen können muss, ob die Versorgung noch gesichert werden kann.

Ø Die Pflegekassen haben gemeinsam mit den Einrichtungen Maßnahmen und Anpassungen

vorzunehmen. Dies beinhaltet als Möglichkeiten

§ die Abweichung von der vereinbarten Personalausstattung

§ der flexible Einsatz von Personal in anderen Versorgungsbereichen (dies gilt ausdrück-

lich auch für Betreuungskräfte nach § 43b SGB XI, diese können abweichend von den

Richtlinien nach § 53c auch in anderen Bereichen eingesetzt werden und abweichende

Aufgaben wahrnehmen)

Absatz 2 beschreibt, was den Einrichtungen (ambulant oder stationär) erstattet werden
kann und was die Einrichtungen und Pflegekassen in diesem Zusammenhang zu tun ha-
ben

Ø Den Einrichtungen werden außerordentliche Aufwendungen sowie Mindereinnahmen, die

nicht anderweitig finanziert werden (z.B. Kurzarbeitergeld, Leistungen Infektionsschutzge-

setz), erstattet. Doppelfinanzierungen sind dabei auszuschließen.

Ø Der Anspruch kann regelmäßig zum Monatsende bei der federführenden Kasse geltend ge-

macht werden, die Auszahlung hat innerhalb von 14 Tagen zu erfolgen. Die Auszahlung kann

vorläufig erfolgen.

Anmerkung: Dies ist nachvollziehbar, wenn ggf. eine spätere Überprüfung stattfinden sollte,

ob es Doppelfinanzierungen gegeben hat.



Ø Eine Neuverhandlung der Vergütungen gemäß § 85 Abs. 7 SGB XI (außerplanmäßig, bei

unvorhersehbaren Ereignissen) ist bis zum 30.09.2020 ausgeschlossen

Anmerkung: Eine solche Verhandlung trotz laufender Vereinbarung würde bei der Systema-

tik der Pflegeversicherung nur dazu führen, dass die Eigenanteile der Versicherten durch

überproportionale Anstiege der Vergütung deutlich erhöht würden – das wäre aber zum einen

für die Versicherten kaum zu vermitteln, zum anderen würde es den Einrichtungen nur be-

dingt helfen. Stattdessen wird die Erstattung von Mindererlösen und Mehraufwendungen di-

rekt über die Pflegekassen vorgenommen.

Ø Es gibt keine Vergütungskürzungsverfahren, wenn die vereinbarte Personalmenge unter-

schritten wird.

Anmerkung: Damit wird sichergestellt, dass eine krisenbedingte Unterschreitung der verein-

barten Personalmenge keine Erstattungspflichten gegenüber den Pflegekassen auslöst.

Ø Zu den außerordentlichen Aufwendungen gehören insb. solche im Zusammenhang mit in-

fektionshygienischen Schutzvorkehrungen, zusätzliche Personalaufwendungen für Ersatz-

personal oder Mehrarbeitsstunden, wenn Ausfälle von krankheits- oder quarantänebedingt

abwesendem Personal kompensiert werden müssen

Ø Zu den Mindereinahmen, die im Rahmen der Leistungserbringung entstehen, zählen auch

die Erlöse für Unterkunft und Verpflegung

Absatz 3 gibt den Rahmen für die konkrete Ausgestaltung vor

Ø Ein Nachweisverfahren hierzu wird auf Bundesebene festgelegt und soll pragmatische Lö-

sungen vorsehen. Dies liegt nun vor.

Absatz 4 legt für ambulante Dienste die Aufteilung der Erstattungen zwischen Pflegekas-
sen und Krankenkassen fest und regelt den Beitrag der Privaten Krankenversicherung

Ø Die Verteilung der Erstattungen wird zwischen den Pflegekassen und Krankenkassen im

Verhältnis der Ausgaben der Pflegekassen für Sachleistungspauschalen und der Ausgaben

der Krankenkassen für Hilfskraft quotiert.

Anmerkung: Für die Erstattung der Einrichtungen hat dies nur informatorischen Wert. Die

Zahlung der Erstattung soll über die Pflegekasse erfolgen. Die interne Aufteilung zwischen

Pflegekasse und Krankenkasse berücksichtigt, dass auch Ausfälle und Mehraufwand im Be-

reich SGB V anfallen.


